
Öffentliche Verantwortung der Kırche

Die ründu der »Allıanz tür Weltoffenheit, Solidarıtät,
Demokratie und Rechtsstaa Intoleranz,

Menschenfeindlichkeit und (Gewalt«

Von Ihomas Fischer

Einleitung

Am 11 Februar 2016 trat die » Allianz für Weltoffenheıt, Solidarıität, Demokra-
tıe und Rechtsstaat Intoleranz, Menschentfeindlichkeıit un: Gewalt« 1im
Rahmen eiıner gemeınsam organısıerten Pressekonterenz in Berlıin erstmals d1e
OÖffentlichkeit. In dem gemeiınsamen Autfruftf mıiıt dem Tiıtel »Di1e Würde des Men-
schen 1st unantastbar« verliehen die 1n der Allıanz zusammengeschlossenen art-
nerorganısatıonen ihrer tieten orge Ausdruck,

Aass rechtspopulistische und rechtsextreme Gruppierungen das Thema Flucht und
Mıgration derzeıt dazu NUutzZenN, Feindseligkeit schüren und UNseI«cC freiheıitlich-demo-
kratiısche Ordnung 1n Frage stellen. Jeder Form VO  kan Hass, Rassısmus, Beleidigung der
Gewalt treten WIr mıiıt Entschiedenheit

Der DGB-Vorsitzende Reıiner Hoffmann, auf dessen Miıt-Inıtıiatıve hın das NEeEU«EC

Bündnis zustande gekommen WAal, erklärte be1i der Eröffnung der Pressekonterenz:

SOwas gzab noch nıe  ! Die Allıanz für Weltoffenheıit 1st] wohl eine der größten zivilge-
sellschaftlichen Allıanzen, die WIr bıslang 1n Deutschland gesehen haben

In der Tat handelte sich beı der Allıanz eınen Zusammenschluss VO

Organısatiıonen und Verbänden, der die Zıvilgesellschaft un Wırtschatt Deutsch-
lands in ihrer SAaNZCH Bandbreite abbildet Ihr gehörten neben den Sozialpartnern,

durch den Deutschen Gewerkschaftsbund und d1e Bundesvere1-
nıgung Deutscher Arbeitgeberverbände BDA), die katholische Deutsche Bischots-
konterenz DBK), der Rat der Evangelıschen Kırche in Deutschland EKD)), der
Zentralrat derJuden in Deutschland, der Koordinationsrat der Muslime in Deutsch-
land, der Deutsche Olympische Sportbund OSB), der Deutsche Naturschutzring

sOw1e der Deutsche Kulturrat Weıteres Gründungsmitglied der Allıanz
War die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freıien WohlfahrtspflegeBA

Neben dem Rat der EKD sınd als evangelısche Beteilıgte CINECIL.: Arbeıts-
gemeinschaft der Evangelischen Jugend 1n Deutschland e.V. (ABXD: Chorverband 1n der
Evangelıschen Kırche 1n Deutschland; CVIJM Gesamtverband in Deutschland XS Evan-
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Auf Ebene einzelner Länder und auch auftf kommunaler FEbene eX1istierten De-
mokratiebündnisse und netzwerke vergleichbarer Zusammensetzung ‚War

schon deutlich länger als die Allianz für Weltottenheit Ihr eigentliches Novum
lag aber darın, dass sıch bei den Allianzpartnern durchgängig CIN1SC der
größten Bundesorganıisationen bzw bundesweıt orgamslerten Dachverbände
UNSCICIH Land handelt

Auslöser der Gründung dieser »Bundesallianz« die politischen Entwick-
lungen, die sSeIT dem Oktober 2014 deutlicher erkennen ließen, WIC IL1LAasSsSıv

die Getahr wachsender gesellschaftlicher Spaltung durch die antidemokratische un
menschenfeindliche Stimmungsmache erstarkenden Rechtspopulismus ZUSC-
OMmMEN hatte Schon kurz nach den gewalttätigen Ausschreitungen VO  _ »HoGeSa«
(>Hooligans Salafısten«) Köln hatte »Pegida« (»>Patriotische Europäer SC-
SCH die Islamisıerung des Abendlandes«) Herbst 2014 erstmals sogenannten
»Abendspaziergängen« Dresden aufgerufen« Bereıts UVO Spätsommer

War die YST 2013 gegründete Parte1 » Alternative fur Deutschland« (AfD) die
Landtage Brandenburgs, Thüringens und Sachsens CINSCZOSCH, nachdem SIC dort
gezielt mMi1t ıslam- un! tremdenteindlichen Parolen Wahlkampft gemacht hatte

Im ersten Halbjahr 2015 schien dann zunächst 5 als ob sich dle Lage ELW

beruhigen würde Der AfD gelang ‚War den Wahlen Bremen un Ham-
burg, erstmals Sıtze westdeutschen Landesparlamenten W: Sie schnitt
dort aber deutlich schlechter ab als den vorangehenden dreı ostdeutschen Land-
tagswahlen Zudem hatte der eurokritische Kurs der Parteı,; der bıslang Fokus
der Wahlkampfstrategie gestanden hatte, deutlich Zugkraft verloren Di1e
Zukunttsaussichten schienen düster für die Parteı, nachdem Bernd Lucke mi1t Un-
terstutzung des völkisch-nationalen Flügels Vorsıtz VO  e Frauke Petry verdrängt
worden War und MI1t SCIHNCI bisherigen wiırtschattsliberalen Führungsriege die Parte1ı
verlassen hatte In allen Wählerumfragen lag die diesem Zeitpunkt deutlich

fünf Prozent.
Das Bild änderte sıch aber schlagartıg, nachdem die Zahl Flüchtlingen, die

Deutschland erreichten, nach Öffnung der ungarısch--Österreichischen renze ı
September 2015 sprunghaft anstıeg. Im Dezember 2015 bezeichnete Alexander
Gauland der damalıge stellvertretende Bundessprecher der die »Flüchtlings-
krise« und die VO  a Bundeskanzlerıin Angela Merkel mıit den berühmt SC-
wordenen Worten > Wır schaffen das!« umschriebene Zuversicht, dass Deutschland
den Zuzug hunderttausender Geflüchteter verkraftften und OITSaMISICICH könne, als
Geschenk für Parteı Dıie AfD vollzog NUu endgültig den Rechtsruck

völkisch nationalistischen Antı Einwanderungspartei und legte den Um:-
Iragewerten gewaltıg Im 2016 erzielte S1C bei den Landtagswahlen

Baden-Württemberg und Rheinland Pfalz miıt bzw 9% zweıstellige
Stımmergebnisse und wurde Sachsen Anhalt miıt %o O! zweistärkste

gelische Akademien Deutschland (EAD); Evangelısche Arbeitsgemeinschaft Fa-
mıiılie Evangelısche Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerung und
Friıeden Evangelische Freiwilligendienste; Evangelische Seelsorge der Bundes-
wehr Evangelischer erband Kirche Wirtschaft Arbeitswelt Fvange-
isches Mıssıionswerk Deutschland Vereinigung Evangelischer Freikirchen (VEF
Als e1itere Beteıiligte sınd die Aktion Sühnezeichen Friedensdienste und die
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kırchen CMNNEN
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Kraftt nach der C133  e (29 Yo) Im September tolgten die Wahlen Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin, S1C ebenfalls zweistellig abschnıitt Mecklenburg-
Vorpommern erreichte SIC mMi1t %9 wıederum den z weıten Platz, jesmal hinter
der SPL (30 Yo)

In der zweıten Jahreshälfte 201 pragten zunehmend Begritfe, WIC »Flüchtlings-
chaos« »Asylchaos« »Flüchtlingsflut« oder 192 » Flüchtlingstsunamı« die politı-
sche und mediale Debatte Wasser auf die Mühlen der Rechtspopulıisten, das ihnen
zusätzliche Wählerinnen- und Wählerstimmen zutrieb. Weıter aufgeheizt wurde
das öffentliche Klima VOTLT allem durch die Diskussion die Geschehnisse auf der
Kölner Domplatte ı der Silvesternacht 2015 sexuellen ber-
griffen, Belästigungen un! Raubtällen VO  a} JUNSCH Männern underte Frauen
gekommen WAar den Tatverdächtigen etliche Asylbewerber Und auch die
doppelte Welle VO  5 Terroranschlägen Parıs, die Januar und November 2015
VO  a} milıtanten Islamisten begangen wurden, wachsenden Gefühl
der Verunsicherung der Offtentlichkeit beı Von den Rechtspopulisten wurden
All diese Vortälle systematisch instrumentalisıert die umanıtär begründete
Aufnahme VO Geflüchteten Deutschland gleichzusetzen mi1t

Bedrohung der TIG CH Sıcherheitslage
Gleichzeıitig ZEIgLE der drastische Anstıeg VO  - Gewalttaten Asyl- und

Flüchtlingsunterkünfte, der Laufe des Jahres 2015 beobachten WAäl, WIC

INasSS1ıvV die steigenden Flüchtlingszahlen die Fremdenteindlichkeit geschürt hat-
ten Schlaglıchtartig soll diesem Zusammenhang NUr den Brandanschlag
sachsen-anhaltinischen Tröglitz und die flüchtlingsteindlichen Ausschreitungen

sächsischen Heidenau erinnert werden Insgesamt War dle Zahl dieser Angriffe
VO  - 199 Jahr 2014 auf über 000 Jahr 2015 angestiegen

Bınnen kürzester eıt hatte sıch damıt das öffentliche Stiımmungs- und Meı-
nungsbild radıkal verändert Stand Begınn noch das beeindruckende ngagement
der zahllosen ehren- un!: hauptamtlichen Helfer Miıttelpunkt der Flüchtlingsde-
batte als Ausdruck weltoffenen Deutschlands un SC1INCT Willkommenskul-
tur War dem erstarkenden rechtspopulistischen und rechtsextremistischen
ager bis ZUuU Jahresende 2015 gelungen, MI1tL SC1IMCINL menschenverachtenden und
demokratieteindlichen Parolen den öftfentlichen und polıtischen Diskurs wesent-
ıch Pragch.

Ausschlaggebend für die Gründung der » Allianz für Weltottenheit« WAarlr dieser
Sıtuation der Wille aller beteiligten Organısationen und Verbände, der wachsenden
Polarısierung der öffentlichen Debatte und den unverhohleneren Versuchen
der Rechtspopulisten rund die und Pegida, den demokratischen /Zusammen-
halt UNSCICI vieltältigen Gesellschatt schwächen, entschlossen FEinhalt gebieten
Der Anspruch der Allıanzpartner War CS, als starke Stimme der zıvilgesellschaftlichen
Mıtte eutlich machen, dass 1iNe zroße Mehrheit der Menschen unserem Lande
d25 Zusammenleben gesellschaftlicher Vieltalt als wertvolles CGut betrachtet sıch
deshalb für SI freiheitlich demokratische Grundordnung und den
Grundsätzen unNnserecs demokratischen Rechtsstaats steht Die Allıanz für Weltotten-
heıt hatte siıch vAr Ziel ZESETIZL jeder Form VO  a völkischem Nationaliısmus, Intole-
ranz, Menschenteindlichkeit und Gewalt entschıieden eNtIgegENZULrFELEN und MmMit aller
Entschlossenheıt dafür SOTSCHL, dass die Unantastbarkeit der Würde des Menschen
tür 1emanden und VO: 1iemandem Frage gestellt wırd

102



Die Allıanz WOHI'‚C eın starkes Sıgnal für Demokratie, Solidarität und Weltof-
enheıt setzen. Dafür unterstutzt sS$1e Inıtıatıven w1ıe »dıe Woche des bürgerschaft-
liıchen Engagements«, arbeıitet mıt Demokratiebündnissen und -netzwerken auf
Okaler und regionaler Ebene IMnNen und führt eigene Veranstaltungen durch
So führte s1e 1in ıhrem Gründungsjahr neben der Veröffentlichung ihres Autfrufs VO:

Februar 201 1mM Vorteld der Landtagswahl ın Baden-Württemberg gemeinsam muıiıt
dem DGB-Bezirk Baden-Württemberg ine öffentliche Podiumsdiskussion durch
und übernahm die Schirmherrschaft über das »Konzert der Religionen« der eck-
lenburgischen Staatskapelle in Wısmar. Sıe meldete sıch als Stimme der Vernuntt
öffentlich Wort A, dem Bombenschlag auf den Brüsseler Flughafen VO:

Maäarz 2016,; der Ser1e VO:  an Gewalttaten in Nızza, Würzburg, München, Ansbach,
Reutlıingen und dem französischen Saint-Etienne-du-Rouvay, die 1im Sommer 2016
die Menschen mıiıt ngst erfüllten, SOWIl1e dem Anschlag auf dem Weihnachts-
markt der Berliner Gedächtniskirche Ende 2016

Mıt diesen Aktiviıtäten entfaltete die Allıanz Sıgnalwiırkung in der Fläche. Ihr
Gründungsaufrut wurde VO  } rund 200 undesweıiten Organısationen der Zivil-
gesellschaft unterstützt.“ Zusätzlich wurden 1im Gründungsjahr 2016 analog
der Zusammensetzung der Allianz auf Bundesebene eıgene » Allianzen für Welt-
offenheit« auf Landes- und Kommunalebene 1Ns Leben gerufen namentlich iın
Schleswig-Holstein, Düsseldort und Essen.

Zum Tag der deutschen FEinheit 201 die Allianz für Weltoffenheit die
Inıtiatıve »Deutschland #vereıint« und riet Menschen, die sıch privat, beruflich,
Vereıinen, Parteıen un! Organısationen für den Zusammenhalt der Gesellschaft
und Rassısmus und Ausgrenzung engagıeren, dazu auf, eigene Fotos ZU

Thema auf der Webseıte www.deutschland-vereint.de hochzuladen. Damıt sollte
für die Respektierung der Würde des Menschen geworben und eın Zeichen für ein
weltoffenes und demokratisches Deutschland DESETIZTL werden. Der Ratsvorsitzende
der EKD, Heinrich Bedford-Strohm, erklärte dazu, dass die ausländerteindlichen
Ausschreitungen VO Chemnıitz die Zerbrechlichkeit der Gesellschaft gezeigt hät-
ten. Zugleich gebe »1N Deutschland ine tiefe Sehnsucht nach alt und Orıen-
tierung«, die der Klärung bedürfe,
Aaus welcher Kratt unı miıt welchen Grundorientierungen WIr leben. Unsere ntwort auf
jeden rechtspopulistischen Vereinfacher, autf jede menschenverachtende Parole, egal ob
AUS Ost der West,

könne »LLUTF trotzıge Zuversicht se1n«.}
Im nüchternen Rückblick INUSS INnan konstatieren, dass dıe Allıanz ih<

rer promınenten Partner und der Notwendigkeit ihres Anliegens Nnur 1ın Mafßlen
erfolgreich WAaTr. Auf weıtere, VO  3 allen Partnern mıtgetragene Texte konnte INan
sich nıcht mehr einıgen,

Sıehe Lıiste www.allianz-fuer-weltoffenheit.de.
www.ekd.de/allianz-fuer-weltoffenheit-startet-mitmach-aktion-38072.htm:
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Die kirchliche Berichterstattung ber die Gründung

Am Gründungstag berichtete auch der Evangelısche Pressedienst ep über die
Allıanz und zıtierte sowohl den Ratsvorsitzenden der Evangelischen Kirche in
Deutschland EKD), Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, als auch Pfarrer
Ulrich Lilie, den Präsıdenten der Diakonie Deutschland.* Bedford-Strohm erklärte:
»Gerade ın schwierıgen Zeıten I1M1USsSs die Gesellschaft zusammenstehen und sich für
ıhre Schwächsten einsetzen«. Lilie rief ZU konstruktiven Dıalog mıt besorgten
Bürgern auf, zugleich aber auch >klarer Kante« Rechtsextreme:

Mehr als 500 Angrıffe Flüchtlinge und iıhre Unterkünfte 1 etzten Jahr zeıgen, Aass
och nıcht jeder 1in unserer Gesellschatt verstanden hat, dass die Würde jedes einzelnen
Menschen unantastbar 1St.

Dıie Evangelısche Nachrichtenagentur iıdea berichtete in der Ausgabe VO: sel-
ben Tag auf Seıte VO: der Gründung und zıtierte den Ratsvorsitzenden mıt dem
Satz

Jenseıts VO politischen Standpunkten setizen WIr uns für die Grundhaltung e1in, aus der
ULSCIC Gesellschatt ebt Deutschland 1st eın weltoftenes Land, dessen Verantwortungs-
horiızont nıcht den eigenen renzen endet.”

Darüber hinaus kamen auch der Vorsitzende der katholischen Bischofskonferenz,
Kardinal Reinhard Marx (München) un! der Sprecher des Koordinationsrates der
Muslime, Zekeriya Altug (Hamburg) Wort.

Das online-Portal des Magazıns Chrismon berichtete nıcht 1Ur ausführlich,
miıt einem sechsminütiıgen Video-Interview mıt dem Ratsvorsitzenden, sondern
Ommentierte auch die Zielsetzung des Bündnisses.®

Weil das Bündnıs mıit dem sperrigen Namen » Allıanz für Weltoffenheıt, Solidarıtät, De-
mokratıe unı Rechtsstaat« auf vielen Schultern ruht, 1st der Gründungsaufruf VO: wel
Strangen gepragt: Eıner klaren Festlegung der moralıschen Linıien, die die Mıtte der Ge-
sellschaft VO  - rechts und lınks abgrenzen, un! zugleich dem Wiıllen, die BanNZC Bandbreite
der Sorgen und Bedenken von Menschen innerhalb dieser Linmen aufzugreıfen. Er lıest
sıch Ww1€e eın Gegenprogramm ZUXI fremdenteindlichen »Pegida«-Bewegung und eine de-
monstratıve Unterstutzung des » Wır schaften das« VO Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDUÜU>X% das 1n der Polıitik mehr und mehr inirage gestellt wırd

Für die badische Landeskirche erklärte deren stellvertretender Landesbischof
Helmut Strack: »In Baden stehen WIr voll hınter dieser Allıanz und ıhren Werten
Sıe tragen Nserec Gesellschaft«. Die Unantastbarkeıt der Menschenwürde, se1 »un-

mittelbarer Ausdruck des Evangeliums und der Liebe Gottes, die allen Menschen
gılt«, Das VO: der Bundesregierung beschlossene Verbot dCS Familiennachzugs VO  e}

Epd Zentralausgabe, Nr. 29 1 Februar 2016, Ln idea, Nr. 39 E1 Februar 2016,
https://chrismon.evangelisch.de/artikel/20 6/32005/allianz-fuer-weltotftfenheıt-

solidaritaet-demokratie-und-rechtsstaat-berlin-gegruendet-bedford-strohm.
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Bürgerkriegsflüchtlingen und die Festlegung vermeıntlich siıcherer Herkunftsländer
seı1en das alsche Sıgnal.’

uch auf der Internetseıite der Siebenten-Tags-Adventisten 1in Deutschland
wurde ausführlich ber das NECUC Bündnis berichtet.? Dabe1 wurde auch auf das
seıt dem Jahr 2015 bestehende eıgene Aktionsbündnıs »Gemeıunsam für Flüchtlinge«
hingewiesen, das in den Bundesländern Berlın, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüriıngen lokale Inıtıatıyven und Projekte unterstuützt.

Dokumente

Aufruf
»  he Würde des Menschen ist unantastbar«

Allianz für Weltoffenheit, Solidarität, Demokratie un Rechtsstaat
Intoleranz, Menschenteindlichkeit un Gewalt

Deutschland ist eın demokratisches un weltottfenes Land, eingebettet 1in die Europäische
Unıion als Werte- und Wirtschaftsgemeinschatt, den unıversellen Menschenrechten VECI-

pflichtet. In Deutschland leben se1it ahrzehnten Menschen unterschiedlicher Herkuntt,
Kultur und Religion7: Der 1m Grundgesetz verankerte Schutz der Menschen-
würde gilt für alle Menschen, gleich ob Ss1e se1t Generationen hier leben, zugewandert der
als Flüchtlinge nach Deutschland gekommen sınd

Wer 1n seiner Heımat aufgrund VO: Krıeg un Verfolgung Leib und Leben tfürch-
ten INUSS, hat Anspruch auf Schutz in Europa. Wır treten datür e1n, dass Deutschland uch
weıterhın seine humanıtären Verpflichtungen ertüllt. Zugleich steht aufßer Frage, dass WIr
unbedingt ıne gemeinsame europäische Lösung brauchen, Fluchtursachen wırksam

bekämpfen und den Anlıegen der vielen schutzsuchenden Menschen gerecht wWert-

den. Keın Mitgliedstaat der Europäischen Unıion darf sıch der gemeinsamen Verantwor-
Lung entziehen.

Dıie Autfnahme un:! Integration der vielen Flüchtlinge sınd verbunden mıiıt großen
gesellschaftlichen, ökonomischen und sozıalen Herausforderungen. Tausende VO: Bür-
gerinnen un! Bürgern sSoOWwl1e die haupt- un ehrenamtlichen Miıtarbeiterinnen und Mıtar-
beiter VO Behörden, Polizeı, Hılfs- un!| Wohlfahrtsorganıisationen eisten Beeindrucken-
des Dieses Engagement steht für gesellschattlıchen Zusammenhalt. Die ungebrochene
Hıltsbereitschaftt davon, dass Solıdarıtät und Mitmenschlichkeıit den prägenden
Werten UMNSCICTI Gesellschaft gehören.

Deutschland raucht erheblich mehr Investitionen in seıne Zukunftsfähigkeıt. Dıies
zeichnet sıch bereıts se1it Langem ab, wiırd angesichts der en Flüchtlingszahlen ber
immer dringlicher. Wır benötigen Investitionen 1n Bıldung, Ausbildung un:! Beschäfti-
SUNg, ausreichenden bezahlbaren Wohnraum, eine funktionierende öttentliche Inftra-
struktur SOWIl1e Sicherheit VOLr Gewalt. Menschen, die VO Armut, Arbeitslosigkeıt der
tehlender sozıaler Absıcherung betroffen sind, dürten be1 der Lösung der gegenwärtigen
Herausforderungen nıcht vernachlässigt werden. Alle mussen dıe gleiche Chance bekom-
IMECN, gesellschaftlichen Leben teiılzuhaben.

Dıie menschenwürdige Aufnahme VO:  } Flüchtlingen, ihre Integration un! dıe Verhin-

www.ekiba.de/html/aktuell/aktuell u.htm1?&m=3 &artiıkel=9820&cataktue
11=33

www.adventisten.de/news/artikel/go/2016-02- 1/die-wuerde-des-menschen-ist-
unantastbar/848/
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derung VO sozıaler, kultureller und gesellschaftlicher Spaltung sınd eine Gemeinschatts-
aufgabe. Bund, Länder und Kommunen, Wırtschatt und Gewerkschaften, Kirchen und
Religionsgemeinschaften, Organısationen der Wohlfahrtspflege sSOWl1e dıe ZESAMLC Zivil-
gesellschaft mussen uch weiterhin Verantwortung Lragen. Wır sınd überzeugt, ass WIr
dıie großen Herausforderungen, VOL denen WwIr stehen, gemeınsam bewältigen können.

Eın friedliches Miteinander und die Integration in die deutsche Gesellschaft gelingen
I11ULXr dann, WE die Werte des Grundgesetzes und uUnNserecs gesellschaftlichen Zusammen-
lebens VO allen akzeptiert werden. Dies bedeutet eLWAa, dass das Recht auf freie Ausübung
der Relıgion hne Unterschied anerkannt werden IMN UusSsS Es bedeutet ber auch, dass n1e-
mand die eigene kulturelle der relıg1öse Prägung als Deckmantel missbrauchen darf,
die Grundrechte der Glaubens- und Gewissensfreiheit, der körperlichen Unversehrtheit
und der Gleichberechtigung VO  3 Mann und Frau in Frage stellen der Minderheiten

diskriminıeren. Dort, das Gewaltmonopo|l des Staates missachtet oder Strattaten
begangen werden, mussen die Täter strafrechtlich verfolgt werden. Straftäter mıit auslän-
discher Staatsangehörigkeit mussen gegebenentfalls mit der Beendigung ıhres Auftenthalts
in Deutschland rechnen.

Viele Flüchtlinge werden für lange eıt der dauerhatt bei uns bleiben.er FEinzelne
VO  e ihnen in uss als Mensch mi1t seinem Schicksal und seiınen oft leidvollen Ertahrungen
wahrgenommen werden. Eın nachhaltiger Integrationserfolg ausreichende Möglıch-
keiten gesellschaftlicher Teilhabe sSOWwle die Bereitschatft ZUr Integration VOTaus. Deutsch

lernen 1Sst el BCNAUSO wichtig w1e eın möglichst früher Zugang zu Integrationsmafs-
nahmen, Bıldung, Kultur, Arbeit un:! Sport.

Die Eingliederung ın den Arbeitsmarkt ist eine wesentliche Voraussetzung für eine
nachhaltige Integration VO: Flüchtlingen. Dafür S1N möglıchst betriebsnahe MafsSnah-
INCIH, die den Eınstieg 1n ine qualifizierte Berufsausbildung und deren erfolgreichen Ab-
schluss ermöglıchen, BCNAUSO wichtig w1e Qualifizierungsmaßnahmen Z Autfnahme e1-
ner Beschäftigung. Die Mafßnahmen und Programme mussen einer (Gesamtstrategie fur
die Schaffung ökonomischer und gesellschaftlicher Teilhabechancen zusammengeführt
werden.

Wır wollen Demokratıe und Rechtsstaat stärken. Wır stehen tür Solidarıtät und Welt-
ottenheıt. Wır sınd davon überzeugt: Jeder, der ın UNsSCICIIH Land Schutz sucht, I11.USS An-
spruch haben auf eın faıres und rechtsstaatliches Vertahren. uch denjenıgen, die
wirtschaftlicher Not und Elend nach Deutschland kommen und als Ergebnis eines rechts-
staatliıchen Vertahrens keine Bleibeperspektive haben und deshalb in ihre Heımat zurück-
kehren mussen, ist mit Empathie und Respekt begegnen.

Mırt großer Sorge erfüllt uns diıe Tatsache, dass rechtspopulistische und rechtsextreme
Gruppierungen das Thema Flucht und Migration derzeıt azu NutzZenN, Feindseligkeıt
schüren und unsere freiheitlich-demokratische Ordnung 1n Frage stellen. Jeder Form
VO  Jan Hass, Rassısmus, Beleidigung oder Gewalt treten wır mit Entschiedenheıt
Wır ruten Ö W auf,

die Flüchtlings- und Einwanderungsdebatte sachlich und lösungsorientiert führen
öffentlich Ressentiments schüren der parteitaktische Interessen verfolgen,

menschenteindlichen Außerungen und Handlungen, gleich woher s1e kommen und
welche Gruppe s1ie sıch richten, eENTIgHEZENZULFELEN,

rechtsextreme, menschenverachtende Angriffe aut Geflüchtete und ıhre Unterkünfite,
aut Polizistiınnen un:! Polizısten, auf Vertreterinnen und Vertreter der Presse SOWI1Ee
Helterinnen und Helter strafrechtlich konsequent verfolgen.

Wır treten eın für
die Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts,
eiınen Dialog ber kulturelle, relıg1öse und sozıale Unterschiede und dıe Schaffung
VO Räumen der Begegnung,
ine solidarısche und nachhaltıge Polıtık, die allen in Deutschland lebenden Menschen
gerechte Teilhabechancen eröffnet,
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eın verbessertes Biıldungsangebot als Schlüssel für ıne erfolgreiche gesellschaftliche
Integration,
eine Flüchtlingspolitik, dıe 1m Eınklang mıit uUunNnseren humanıtären un! menschen-
rechtlichen Verpflichtungen steht und taıre Asylverfahren garantıert,
den Schutz der Grundrechte, denen die Glaubens- un: Gewissensfreiheit und das
Recht auft körperliche Unversehrtheit ebenso zählen w1ıe die Gleichberechtigung VO  -

Mann und Frau und das Diıskriminierungsverbot,
den Schutz aller Menschen VOL Gewalt, Menschenteindlichkeit un: Fremdenhass,
ausreichende finanzıelle Vorsorge, damıiıt die bestehenden und durch die Autnahme
VO Flüchtlingen zusätzlichen Autfgaben VO: Bund, Ländern und Kommunen 1im Sın-

einer nachhaltigen Integration erftüllt werden können,
die Durchsetzung des staatlıchen Gewaltmonopols beı der Bekämpfung VO rımına-
hıtaät und eın friedliches Miteinander hne Gewalt,
ein Kuropa, das die Menschenwürde schützt und Perspektiven für ein triedliches FAl
sammenleben schafft.
Gerade in Krisenzeıiten dürten WIr die rechtsstaatlichen, soz1ıalen und humanıtären
Errungenschaften UNSCICI Gesellschaft nıcht aufgeben. Die Würde des Menschen
schützen, ist Tiel Deshalb engagieren WIr uUu1ls mıiıt vereinten Krätten tür Weltot-
fenheıt, Solıdarıtät, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 1n Deutschland und FEuropa.

Pressemeldung der Evangelischen Kirche in Deutschland
VO: 11. Februar 2016

(www.ekd.de/pm14_2016_allianz_fuer_weltoffenheit.htm)
Anlässlich der heute in Berlin vorgestellten » Allianz für Weltottenheit« haben sıch dıe bei-
den großen christlichen Kirchen für den Schutz der indıyıduellen Würde VO  3 Flüchtlingen
und Miıgranten 1n Deutschland und eın Klıma der Verunsicherung ausgesprochen.
» Wer mit Worten der Taten Ar Ausgrenzung und Herabsetzung VO Flüchtlingen und
Migranten beıträgt, der kann siıch nıcht aut das Christentum beruten«, der Berliner
Erzbischot Dr. Heıner och für die Deutsche Bischotskonterenz. »Menschenfeindlich-
keit und Fremdenhass stehen nıcht NUur klaren Widerspruch den Werten UuUuNnserer

freiheitlich-demokratischen Grundordnung, sondern ZCUSCH letztlich immer VO einer
tieten Missachtung der christlichen Botschatt.«

Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)), Landesbischof
Heıinrich Bedford-Strohm, verwıes autf das Engagement hunderttausender ehrenamtlıcher
Flüchtlingshelfer in den Kirchengemeinden. » Es 1st ıne Botschaft der Kratt, die ıch VO

dort mıtnehme. Die Verschärfung der Rhetorik, die demgegenüber in der politischen De-
batte wahrzunehmen ist, steht 1m Wiıderspruch azu und hiılft nıcht e1m konstruktiven
Umgang mıiıt den Heraustorderungen. Sıe führt Verunsicherung, die lähmt Aanstatt

motivieren,« der Ratsvorsitzende.
Das Bündnıis könne einer Stärkung des sozıialen Grundkonsenses 1n Deutschland

beitragen, der sıch aus einem Geıist der Zuversicht spelse, die Bischöte.
Dıie » Allianz für Weltoffenheıt, Solidarität, Demokratıe und Rechtsstaat Into-

leranz, Menschenfeindlichkeit und Gewalt« hat sıch Donnerstag iın Berlin vorgestellt.
In einem gemeinsamen Aufrut appellieren die ehn Allianzpartner angesichts der aktuel-
len Herausforderungen, demokratische Grundwerte und gesellschaftlichen Zusammen-
halt wahren sowl1e Hass und Intoleranz entschieden entgegenzutreiten,
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Allianz für Weltoffenheit ist  „ bestürzt ber Anschläge in Brüssel
un spricht den Angehörigen der Opfter ihr tietes Beileid AUsSs

(23 März

Dıie 1ın der Allıanz tür Weltotffenheit versammelten Organısationen sınd tief bestürzt ber
die gestrigen Anschläge 1n Brüssel. Sıe sprechen den Angehörigen und Freunden der Op-
ter ıhr Beileid aus. Dıiıe Attentäter dieser Anschläge und ıhre Drahtzieher muüssen gefun-
den und bestraft werden. Dıie furchtbaren Attentate werden unNns ber nıcht abhalten, für
Toleranz und Weltottenheit SOWIl1e Hass einzutreten. Jetzt gılt INSO mehr, sıch
gemeınsam Intoleranz, Menschenfteindlichkeit und Gewalt wenden.

Aufklärung un Besonnenheit sınd gefragt (3 August
Stellungnahme der Allianz für Weltoffenheit der Jüngsten

Anschlagserie in Deutschland un Frankreich

Nızza, Würzburg, München, Ansbach, Reutlingen, Saint-Etienne-du-Rouvray die Wel-
le mörderischer Gewaltakte trıttt uUu1ls bis 1Ns Mark Die un natürlıche Reakti-

1st Verunsicherung bıs hın Entsetzen. Daraus dart jedoch keine ähmende Angst
werden. Denn Angst noch nıe e1in Ratgeber. Dıie meısten der Anschläge gehen
auf das Konto Eınzelner. Die Motive der Täter unterscheiden sıch VO Fall Fall s1e
reichen VO Amoklauft ber eine Beziehungstat bıs hın Terrorakten, die tatsaächlich 1n
Zusammenhang stehen mıt den Fanatıkern des

Fassungslos haben WIr 1n Jüngster Zeıt erleben mussen, w1e€e uıne Welle öffentlich 1N-
szenıerter Gewalttaten ber uns hereingebrochen 1st. Gefährdungspotential für den
Zusammenhalt uUNsereTr Gesellschaft ist immens. Wır dürfen nıcht zulassen, Aass der
sıch greitende Schrecken instrumentalısıert wiırd

Ohne Zweıtel Miıt jedem Anschlag der jedem schockierenden Angriff wırd
schwieriger, Unterschiede und Abstufungen wahrzunehmen. Doch mangelnde Dıfferen-
zierung bringt uns einer Lösung nıcht näher. Im Gegenteıl: Wenn WIr nıcht sorgfältig VO:
Eıinzeltall Einzelfall unterscheiden, WE WI1r nıcht konsequent die VO: pauschal
beanspruchte Drahtzieherrolle hıinterfragen, spielen WIr dem Terror seiner Gefolgsleu-

zusätzlıch 1n die Hände. Dann ist nıcht mehr weıt bıs dem Punkt, dem die
öttentliche Stımmung in kollektive Schuldzuweisungen Muslime un Flüchtlinge
umschlägt.

Wır sollten uns davor hüten, 1n den populistischen hor jener einzustiımmen, die das
Schreckgespenst eiıner instabılen Sicherheitslage herautbeschwören, uns weiszuma-
chen, die Wurzel allen Übels läge in UNserer Autfnahmebereitschaft für schutzsuchende
Flüchtlinge der 1n der Unmöglichkeit eines triedlichen Miteinanders der Relıgionen.

Was WIr stattdessen brauchen, 1st eine Versachlichung der Debatte und eine Rückbe-
sinnung arauf, ass 1Nsere Demokratie und Rechtsstaat auf gemeinsamen Werten
beruhen. Die Unantastbarkeıt der Menschenwürde, Weltoffenheit, Toleranz, Respekt und
Solidarität sınd die Basıs uUNseTCS triedlichen Zusammenlebens. S1e bılden den Kıtt, der
UNseTE pluralistische Gesellschaft aller Unterschiede zusammenhiält.

Die Allianz für Weltoftenheit rutt deshalb Politik, Medien und die breite Offentlich-
keıt ZUr Besonnenheıt auf und ZUT Unterstützung UNscCTET Sıcherheitsbehörden. An erster
Stelle I1USS der Schutz der Menschen VOTr Gewalttaten stehen. Wır teiılen die Autfassung,Ass die Polizei dafür mehr Personal benötigt und besser ausgestattet werden IN USs.

Aus Sıcht der Allianz tür Weltottenheit esteht die eigentliche Bewährungsprobe für
Staat und Gesellschaft, für dıe Demokratie 1ın Deutschland un! EKuropa NUu  ; darın, durch
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Iransparenz un! Intormation dafür SOTSCIHL, ass weder die menschenverachtende Pro-
paganda des und anderer Terrororganisationen noch die wıeder lauter werdende Stim-
mungsmache Flüchtlinge aut truchtbaren Boden tallen. Die Voraussetzung dafür
1St, Ass WIr alle Augenmadfß bewahren.

Wır dürten nıcht zulassen, dass jene die Meinungshoheıt in der öftentlichen Auseıin-
andersetzung gewinnen, die auf Intoleranz und Ausgrenzung seizen. Wır dürten unNns nıcht
einreden lassen, UNseTE Demokratie etände sıch 1m Ausnahmezustand. Um fried-
lıches Zusammenleben sıchern, mussen WIr 1n allererster Linıe verhindern, Aass Angst
die Oberhand gewinnt. Datür mussen WIr uULNseTICN Rechtsstaat stärken, das Vertrauen 1in
die Stabilität und Handlungsfähigkeit UNSCICI Demokratie festigen und Wege AL erfolg-
reichen Integration der beı u1Ns lebenden Flüchtlinge weısen.

Erklärung der Allianz für Weltoffenheit dem Anschlag
auf dem Weihnachtsmarktan der Berliner Gedächtniskirche

(20 Dezember

Der Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt d€l' Gedächtniskirche erftüllt u1ls miıt
grofßer Besturzung, Entsetzen un Trauer. Miıt tiet empfundenem Miıtgefühl sınd WIr be]
den Opfern und ihren Angehörigen. Unsere Dankbarkeıit und Respekt gehören den
Sanıtäterinnen un Sanıtätern, den Einsatzkräften und Ermittlungsbehörden, die umsıch-
tıg un! besonnen autf die entsetzlichen Geschehnisse reagıert haben

Die Allianz für Weltottenheit ruft die Menschen 1n Deutschland dazu auf, angesichts
der Schreckensmeldungen VO Montagabend Augenmafis wahren. Mehr denn Je Tau-
chen WIr jetzt ıne sachliche Debatte, VO den gemeinsamen Werten, die
friedliches Zusammenleben TST ermöglıchen. Die Unantastbarkeıt der Menschenwürde,
Weltoffenheıit, Toleranz, Respekt und das Prinzıp der Rechtsstaatlichkeit bilden den de-
mokratischen Kıtt, der 11SCIC luralistische Gesellschaft aller Unterschiede-
menhiält. Politik, Medien und ttentlichkeit sollten 1U  - mıiıt Besonnenheiıit reagieren und
die Sicherheitsbehörden beı iıhrer Aufklärungsarbeıt unterstutzen. An erstier Stelle 11USS5
der Schutz der Menschen VO' Gewalttaten stehen.

Unter dem Eiındruck des mörderischen Terrorakts der Berliner Gedächtniskirche
sıeht sıch unsere Allianz mehr enn Je gefordert, aktıv für 1iSCIC treiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung und den soz1ialen un kulturellen Zusammenhalt in UuUMNseCICIHN and
einzutreten.

Wır dürten nıcht zulassen, ass Angst, Intoleranz und Ausgrenzung die Oberhand
gewinnen. Es gilt, das Vertrauen 1n die Stabilität und Handlungstähigkeit unserer demo-
kratischen und rechtsstaatliıchen Instıtutionen stärken.

Um diesem gemeinsamen Anlıegen eine starke Stimme verleihen, en sıch
dem ach der Allianz olgende Partner versammelt: Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände, Deutsche Bıschofskonterenz, Deutscher Gewerkschaftsbund,
Deutscher Kulturrat, Deutscher Naturschutzring, Deutscher Olympischer Sportbund,
Evangelische Kırche 1n Deutschland, Koordinierungsrat der Muslıme, Zentralrat der Ju-
den 1n Deutschland Miıtgetragen wiırd die gemeinsame Presseerklärung der Allianzpart-
Her VO der Arbeiterwohltahrt (AWO), der Dıakonie Deutschland un! dem Parıtätischen
Gesamtverband.
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